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t-grüne Koalition 
gefährdet 
Je Wirtschaft 
djaS Koa'itionsangebot der hessischen SPD an 
•Hark»-NEN 9efänrdet Wirtschaft und Arbeits- 
*«ntr I" diesem Bundesland. Wer wie die SPD 
4je |J*,e Politische Entscheidungsbereiche in 
felnU?nde der fortscnritts- und wirtschaffts- 
liche LChen GRÜNEN legt, stört die wlrtschaft- 
WH ntwlcklun9 und behindert die Bekämp- 
k|ärunr Arbei*slosigkeit, heißt es in einer Er- 
n*r*t 8 des Präsidiums der CDU, das am Don- 
W J9» 30- Mai 1985 ln Bonn unter der Lei- 

a von Bundeskanzler Helmut Kohl tagte. 
der so

nstren9ungen des Staates, der Wirtschaft und 
'nHes

2ialpartner sind 9efährdet, wenn den GRÜNEN 
<% ^ ®en tatsächlich ein so weitgehender Einfluß auf 
e'n9erä elt"' Ener9'e" und damit Wirtschaftspolitik 
Dr^icjftUmt wirdl wie es das Ar>gebot von Minister- 
Öas     

nt Börner vorsieht. 

*Uf. diIäSidiUm der CDU fordert die Führung der SPD 
9er g Ser gegen die Interessen der hessischen Bür- 
ger, ^lchteten Politik unverzüglich ein Ende zu ma- 
schen 

as Präsidium der CDU appelliert an den Deut- 
t)6rechj

aewerkschaftsbund, zu diesem Angriff auf die 
kU schJ/9ten Anliegen der Arbeitnehmer nicht länger 

9e'Dr h96n' Die Gewerkschaften stehen vor der 
?6r Od •' 0b ihnen die lr|teressen der Arbeitneh- 
°ie rNr.er die einer politischen Partei wichtiger sind CDU 

wird ihren Widerstand gegen eine solche 
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Koalition, die der notwendigen Verantwor- 
tung des Staates für den wirtschaftlich- 
technischen Fortschritt und damit für die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit nicht ge- 
recht wird, fortsetzen. 

Das Präsidium hat außerdem die aktuelle 
politische Situation sowie finanz-, wirt- 
schafts- und arbeitsmarktpolitische Fra- 
gen beraten. In einer eingehenden Aus- 
sprache stellte das Präsidium fest, daß 
sich nach der verhaltenen Entwicklung 
im letzten Quartal 1984 jetzt die Anzei- 
chen einer konjunkturellen Belebung ver- 
stärken. Die CDU ist davon überzeugt, 
daß in diesem Jahr die beschlossenen 
Regelungen über den Vorruhestand und 
das Beschäftigungsförderungsgesetz 
positive Wirkung auf den Arbeitsmarkt 
haben werden. Die CDU appelliert an die 
Tarifpartner, diese neuen Möglichkeiten 
im vollen Umfang wahrzunehmen. 

Erreichte Stabilität sichern 
Das Präsidium der CDU bekräftigt die Poli- 
tik der Koalition im Bund und in den Län- 
dern auch weiterhin durch eine kontinuier- 
liche Finanzpolitik die erreichte Stabilität 
zu sichern, die Neuverschuldung weiter 
schrittweise zurückzuführen und dem 
wirtschaftlichen Wachstum Impulse zu ge- 
ben. Im Rahmen dieser Zielsetzung hält 
das Präsidium der CDU die Verbesserung 
der Voraussetzungen für private und öf- 
fentliche Investitionen unter Einbeziehung 
der Bauwirtschaft für sinnvoll. Im Zuge der 
Vorbereitung der Haushaltsentwürfe des 
Bundes und der Länder werden in Kürze 
die erforderlichen Entscheidungen getrof- 
fen werden. 

Steuersenkung in zwei Stufen 
Eine Woche zuvor, am Mittwoch, 22 Mai 
1985, hatte das Präsidium über die weitere 
Arbeit der CDU in der zweiten Hälfte der 
Legislaturperiode auf der Grundlage der 

Halbzeitbilanz der Bundesregierung bera- 
ten. Insbesondere Fragen der Innen- un 
Rechtspolitik  einschließlich  des  AusläP' 
derrechts  wurden   erörtert.   Es   bestan^ 
Einvernehmen darüber, die in diesem Zu 

sammenhang  wichtigen   Entscheidung^ 
innerhalb der Koalition noch vor der Som' 
merpause herbeizuführen. 
Ferner wurde die Vorbereitung des BuP 
deshaushaltes 1986 und in Verbindung <j*' 
mit die aktuelle wirtschafts- und arbeit 
marktpolitische Lage erörtert. In der K° 
tinuität der Stabilitäts- und  Finanzpol» 
der CDU sollen die Bedingungen für ° 
fentliche und private Investitionen wei 
verbessert werden. Das Präsidium sPra

für 
sich gemäß der Koalitionsvereinbarung 
die Senkung der Einkommen- und Lo 
Steuer in einem Gesetz mit dem Inkraft 
ten  1986 und  1988 sowie die VerWii* 
chung   der   vorgesehenen   familienpci 
sehen  Maßnahmen zum  1. Januar       . 
aus. Außerdem soll das arbeitsmarktp0 ^, 
sehe Instrumentarium der Bundesans 
für Arbeit wirksamer gestaltet werden- 
die   CDU   bleiben   Wirtschafts-,   Arbe

|en 
markt- und Stabilitätspolitik die zentra ^ 
Aufgaben dieser Legislaturperiode. 

Daimler-Benz plant 
1000 Arbeitsplätze mehr 

;tef 

Die Daimler-Benz AG, die in den er* 
Monaten dieses Jahres bereits 2600 

Mit- 

arbeiter einstellte, will im Laufe des 
Ja^6 

noch einmal 500 bis 1000 neue Arb
J8fif 

platze schaffen. Bereits im vorigen ^ 
hatte der Stuttgarter Automobilkon ^ 
die Zahl seiner Mitarbeiter um 660 f 

höht, wovon 1 500 bis 1 600 im Vor9r%' 
die Arbeitszeitverkürzung eingesteH ^^ef 

den waren. Daimler-Benz-Chef »* Q? 

Breitschwerdt erklärte, das laufendei ^ 
schäftsjahr werde für das Unterne ^. 
ein „außerordentlich gutes Pkw-Jah'• • r 

gesamt sollen 540000 Personen* 
von den Daimler-Benz-Bändern laute 
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BUNDESTAG 

Unsere Familienpolitik ist sozial, 
9erecht und kinderfreundlich 

W 

^st"nnt nUr davon" wir machen damit 
W'      r Bewe's dafür sind unsere kon- 

"ßn ? UICöC ^u aiierersi aen hami- 
d6ri 

U.9ute kommen zu lassen. Und wir re- 
icht nur davon, wir machen damit 

tei'
r haben die Familien in den Mit- 

k Punkt unserer Politik gestellt", er- 
Gelm Bundesfami,jenminister Heiner 
den      ua-im Ranmen der verbun- 
9es«tn Debatte ?.um Steuersenkungs- 
^esw-   Und zur Änderung des Bun- 
hUm 'nderge'dgesetzes vor dem Ple- 

n des Deutschen Bundestages. 

r'r sind von Anfang an mit dem Ziel 
Schaff ngetreten' fir)anzielle Spielräume zu 
-     nen und diese zu allererst den Fami- 

•i| 2f- 

Ni , 
. 'Hst 
^ete _%" LJCWei0 uaiur sina unsere kon- 
^tsch hausnalts" und steuerpolitischen 
Paket un9en- Wir naben ein Familien- 
J9hrf'n Höhe von 10 Milljarden DM pro 
^ie Q Ur die Familien beschlossen. Das ist 
Sejt größte Verbesserung für die Familien 
Deut* Bestehen der Bundesrepublik 
h.  lschland. 
rS i T FamilienP°iitik der Bundesregie- 
rechte 

eine Kombination von familienge- 
derun r Steuer und gezielter sozialer För- 
der Qp'oVVir lennen eine Familienpolitik mit 
ab De anne und mit der Heckenschere 
'i6rwSWe9en enthält das gesamte Fami- 
ng d

et nicht ejne rein quantitative Erhö- 
*'eite   es Kindergeldes, sondern eine ge- 
Schv^ach°2iale Förderijng einkommens- 
9%u Fami'ien  durch   den   Kinder- 
NerpChla9, eine 9ezielte Förderung 
S q 

amil'en durch das Erziehungsgeld 
rechtiQkZlelte Förderung der Chancenge- 
An6r^

eit Vor a"em für Frauen durch die 
ö|'eSp        9 VOn Erziehungsjahren." 

setzt in ihrem Antrag ausschließ- 

lich und allein auf das Kindergeld. Unsere 
Politik will beides: die steuerliche Entla- 
stung und das Kindergeld. Unsere Politik 
hat einen Dreiklang: 

• Sie ist sozial, gerecht und kinder- 
freundlich. 

Sozial: weil diejenigen mit dem geringsten 
Einkommen auf jeden Fall ohne jede Aus- 
nahme wesentlich mehr bekommen als sie 
bisher gehabt haben, nämlich durch den 
Kindergeldzuschlag für das erste Kind 
z.B. nahezu eine Verdoppelung des Kin- 
dergeldes, 46 DM. 

Gerecht: weil Familien mit Kindern in der 
Zukunft wesentlich weniger Steuern be- 
zahlen als diejenigen, die keine Kinder ha- 
ben. 

Kinderfreundlich: weil wir zusammen mit 
Kindergeld, Anerkennung von Erziehungs- 
zeiten, Erziehungsgeld, Kindergeld für ar- 
beitslose Jugendliche... das größte Fami- 
lienpaket jetzt und am ersten Januar näch- 
sten Jahres in Kraft setzen, daß es seit 
Bestehen der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegeben hat. 

Der neue Familien- 
lastenausgleich 
der Bundesregierung 
1. Kindergeld 
• Es wird ein Kindergeldzuschlag in Hö- 
he von maximal 46 DM eingeführt. Ihn er- 
halten all die Familien, bei denen sich der 
Kinderfreibetrag wegen des zu geringen 
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Einkommens nicht oder nicht vollständig 
auswirkt. 
Zusätzliches Finanzvolumen: 
670 Mio. DM 

• Bereits ab 1. Januar 1985 wird für jun- 
ge Arbeitslose wieder bis zum Alter von 
21 Jahren Kindergeld gezahlt. Für junge 
Männer, die Grundwehr- oder Zivildienst 
geleistet haben, ist die Altersgrenze „21" 
um die Zeit des geleisteten Dienstes er- 
höht worden. 
Zusätzliches Finanzvolumen: 
100 Mio. DM 

2. Steuerlicher 
Familienlastenausgleich 
• Wiedereinführung der Kinderfreibe- 
träge: 
Zum 1. Januar 1983 432 DM je Kind 
Zum 1. Januar 1986 2484 DM je Kind 
Die Erhöhungsbeträge bei den Vorsorge- 
aufwendungen (600 und 300 DM je Kind), 
die von den Familien in unterschiedlicher 
Höhe genutzt werden, gehen in den Kin- 
derfreibetrag auf. 
Entlastungswirkung  insgesamt zwischen 
46 DM und 116 DM monatlich. 
Zusätzliches Finanzvolumen: 
4,8 Mrd. DM 

• Anhebung der Ausbildungsfreibeträge 
von 
2100  auf 3000  DM   (auswärts  unterge- 
brachte Kinder über 18 Jahren) (1) 
1200 auf 1800 DM  (zu Hause unterge- 
brachte Kinder über 18 Jahren) (2) 
900 auf 1 200 DM (auswärts untergebrach- 
te Kinder unter 18 Jahren) (3) 
Entlastungswirkung insgesamt zwischen 
55 und 140 DM monatlich (1) 
33 und   84 DM monatlich (2) 
22 und   56 DM monatlich (3) 
Zusätzliches Finanzvolumen: 
300 Mio. DM 

• Alleinerziehende können ab 1. Januar 
1985  Kinderbetreuungskosten  nach Ab' 
zug der zumutbaren Eigenbelastung bi 
zur Höhe von 4000 DM für das erste un 
2000 DM für jedes weitere Kind gelten^ 
machen. 
Ohne Nachweis derartiger AufwendungeP 

werden pauschal 480 DM je Kind abgez0' 
gen. 
Zusätzliches Finanzvolumen: 
160 Mio. DM 
(zuzüglich einmaliger Zahlungen in H° 
von insgesamt 320 Mio. DM für Altfälle) 

• Erhöhung   des   Haushaltsfreibetrag^ 
-für Alleinstehende mit mindestens eine 
Kind von 4212 DM auf 4536 DM ab 198 ^ 
Zusätzliche Entlastung zwischen 71 un 

181 DM jährlich. 
Zusätzliches Finanzvolumen: 50 Mio. D 

QB' 
• Verbesserung   der   steuerlichen 
rücksichtigung von Unterhaltsleistunge^ 

Erhöhung des Höchstbetrages von 3 
DM auf 4500 DM und des anrechnu^ 
freien Einkommens von 4200 DM auf4 

DM. 
Zusätzliches Finanzvolumen: 
100 Mio. DM 

3. Erziehungsgeld / $ 
Erziehungszeiten / Schutz & 
ungeborenen Lebens 
• Einführung eines Erziehungsgelde 
Höhe von 600 DM monatlich für 1° v 

12 Monate. s- 
Vom 1. bis 6. Monat wird das Erzieh^, 
geld allen Familien gewährt, vom 7. M   ^ 
an wird das Familieneinkommen be 
sichtigt.                                                    p 
Wenn — wie geplant — für die fcl-\rCfi- 
mensgrenze das Einkommen eines    jter5 
schnittlich    verdienenden    Facharb ^ 
(Bruttoeinkommen  1986: rd. ^°°L a|ief 

zugrundegelegt wird, werden rd. 80 °  ^. 
Familien ein volles oder geminderte 
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N 
hungsgeld ab dem 7. Monat erhalten. 

w die rd. 20% einkommensstarken Fa- 
h,.'en erha,ten in dieser Zeit kein Erzie- 

un9sgeld mehr. 

^Ausgaben für das Erziehungsgeld be- 

(l9ftQ Sich im Jahr der vollen Förderung 
l u\] auf rd- 2>9 Mrd- °M. Das sind über 
seh"*" DM mehr als bisher fur den Mutter- nattsurlaub ausgegeben wurde. 

Kind
alle Frauen (ab Jahrgang 1921), die 

hu 
er er2ogen haben, wird ein Erzie- 

er(9
sJahr in der Rentenversicherung an- 

Urn ?cnt" Die Rente erhöht sich dadurch 
9eiu DM pro Monat und Kind- Die Neure- 
ten 

ng SoN zum 1. Januar 1986 in Kraft tre- 

sich°hÜSSe des Bundes an d'e Rentenver- 
irn j !"Un9 hierfür steigen von 140 Mio. DM 
Dta       1986 kontinuierlich bis auf 2,7 Mrd. •VI an. 

d6n 'e St'ftung Mutter und Kind hilft wer- 
Not| 

6n füttern, die sich in einer sozialen 
^  9e befinden, durch finanzielle Hilfen. 

an2volumen 1985: 50 Mio. DM • 

Au^Kespost »höhte ihre 
Ais *blldungsplätze um 23% 
Schaft

ei^pie|haft für Verwaltung und Wirt- 
&Und 

hat cler Sprecher der CDU/CSU- 
^rnm

S*a9sfraktion für das Post- und 
^ann dewesen, Gerhard O. Pfeffer- 
en^ d'e ßemühungen der Deutschen 
?eichn

Spost im Ausbildungsbereich be- 
% rje 

Das Ausbildungsplatzangebot 
^it l44oSChen Bundespost sei von 1982 
,rh Jahr Ausbildun9splätzen auf 17789 
Sprach6 1985 9esteigert worden; das ent- 
Se'bes

e 6iner Weigerung von 23%. Dabei 
Werb|jcPnders bemerkenswert, daß im ge- 
Sgs /Technischen Bereich die Ausbil- 
%gs£at2e um 32% auf 5952 Ausbil- 
Snen rve hatten gesteigert werden 

stUnQ 
Bundespost stehe mit dieser 

Sarriten\,ein2i9artig irn Bereich der ge- 
n Verwaltung. 

• WIRTSCHAFT 

Neuer Ausfuhrrekord: 
Chancen wurden genutzt 
Die deutsche Wirtschaft steuert in 
diesem Jahr offenbar auf einen 
neuen Ausfuhrrekord zu. Mit 13,6 
Mrd. DM lag der Handelsbilanzüber- 
schuß im ersten Quartal dieses Jah- 
res um mehr als zwei Mrd. DM über 
dem entsprechenden Ergebnis des 
Vorjahres. 

Der Überschuß in der Leistungsbilanz, 
der sich in den ersten drei Monaten 

auf knapp 4,2 Mrd. DM belief, übertraf den 
Vorjahreswert von 2,2 Mrd. DM ebenfalls 
deutlich.   Die   Defizite   in   der   Dienstlei- 
stungs-  und   in  der  Übertragungsbilanz 
wurden somit durch das starke Wachstum 
der deutschen Ausfuhren bei gleichzeitig 
mäßiger    Importzunahme    wettgemacht. 
Prognosen deuten darauf hin, daß der Lei- 
stungsbilanzsaldo   1985   möglicherweise 
das  Rekordergebnis von   1974 mit 26,6 
Mrd. DM übertreffen wird. 
Zu  dieser Verbesserung  der außenwirt- 
schaftlichen Position der Bundesrepublik 
Deutschland erklärt der wirtschaftspoliti- 
sche   Sprecher   der   CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion,  Matthias Wissmann:  Offen- 
bar haben  die  deutschen  Unternehmen 
die sich ihnen auf den Weltmärkten bie- 
tenden Chancen gut und schnell genutzt. 
Die recht beachtlichen Zunahmen der Lie- 
ferungen  in andere Länder zeigen,  daß 
das deutsche Exportwachstum nach wie 
vor auf einer breiten Basis steht. Der hohe 
Anteil   der   Investitionsgüter   am   Export 
dürfte sich wegen der in diesem Jahr welt- 
weit steigenden Nachfrage nach Investi- 
tionsgütern besonders positiv bemerkbar 
machen.   Befürchtungen,   die   deutsche 
Wirtschaft habe Einbußen in ihrer interna- 
tionalen Wettbewerbsfähigkeit erlitten, er- 
weisen sich im nachhinein als übertrieben. 
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• JUGENDSCHUTZ 

Länder und 
Kommunen sind jetzt 
gefordert 
Seit dem 1. April 1985 gilt das Ge- 
setz zur Neuregelung des Jugend- 
schutzes in der Öffentlichkeit. 
Schwerpunkte dieser Neuregelung 
sind die Verbesserung des Schutzes 
der Jugend vor schädlichen Video- 
programmen sowie die Verbesse- 
rung der Bekämpfung des Alkohol- 
mißbrauchs durch Minderjährige. 

Die deutliche parlamentarische Zustim- 
mung, die die neuen gesetzlichen Re- 

gelungen gefunden haben, gibt zu der be- 
rechtigten Hoffnung Anlaß, daß diese Be- 
stimmungen nunmehr in der Praxis konse- 
quent umgesetzt werden. Denn das beste 
Gesetz nützt nichts, wenn es nicht von 
den zuständigen Stellen angewendet wird. 
Hier sind nun die Länder, aber insbeson- 
dere die Kommunalpolitiker aufgefordert, 
dem neuen Jugendschutzgesetz in der 
Praxis Geltung zu verschaffen. Eltern, 
Lehrer und Erzieher müssen in verstärk- 
tem Maße von den verantwortlichen Stel- 
len (Ordnungsamt, Jugendamt) im schutz- 
würdigen Interesse der ihnen anvertrauten 
jungen Menschen auf die Gefährdungen 
hingewiesen und über die Bestimmungen 
informiert werden. 
Nach Auffassung des Bundesfachaus- 
schusses „Jugendpolitik" der CDU kann 
nur ein flächendeckendes Netz von Ju- 
gendschutzbeauftragten in den Ländern 
die gesetzlichen und erzieherischen Auf- 
gaben des Jugendschutzes bewältigen. 
Um einen wirksamen Jugendschutz zu ge- 
währleisten, schlägt der Bundesfachaus- 

schuß „Jugendpolitik" der CDU folget 
des vor: 
• In jedem Jugendamt muß mindestens 
eine Fachkraft mit Aufgaben des gesetzt' 
chen und erzieherischen Jugendschutze 
beauftragt werden. 
• Ein spezieller Fachausschuß (Unter' 
ausschuß des Jugendwohlfahrtsau5 

Schusses) sollte die entsprechenden AK' 
vitäten im Jugendamtsbereich anrege 

und mittragen. Er sollte die Kooperativ 
zwischen Jugendamt, Ordnungs- und P° 
zeibehörde und freien Trägern verbesse 
helfen. . 
• Der erzieherische Jugendschutz ^ 

- insbesondere in den Bereichen der Sue 
Prophylaxe,  der  Medienerziehung  so 
im Vorfeld der Jugendkriminalität inten 
viert werden. 
Darüber hinaus haben die einzelnen P  . 
desländer für die weiterhin erforderliche 
nanzielle Absicherung der Landesste 
„Aktion Jugendschutz" Sorge zu trag 
Diese Institutionen haben sich seit Jah 
in der Fortbildung der bei den Jugend* 
tern  mit Aufgaben des Jugendschut 
beauftragten   Mitarbeiter   engagiert 
bewährt. Sie sind es, die auch jetzt 
Kommunalverwaltungen   und   freien 
gern bei der Umsetzung der neuen ^ 
Stimmungen des Jugendschutzes hilf0 jj 
zur Seite stehen. 

Bund steigert Angebot an 
Ausbildungsplätzen 
Die Bundesregierung will in Bundesb „ 
Bundespost, Bundeswehr und and ^ 
Bundesinstitutionen nach Angaben ^, 
Parlamentarischen Staatssekretärs ir"1^. 
dungsministerium, Anton Pfeiffer, ' je- 
sem Jahr 31 500 Ausbildungsplätze a^, 
ten. Dies sei eine Steigerung im Ver9

tej|t« 
zum vorigen Jahr um 4,3 Prozent, y 

Pfeiffer in der Fragestunde des Buna 
ges mit. 
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UMWELTSCHUTZ 

[Jeuer Gesetzentwurf führt zu deutlicher 
Verbesserung des Natur- und Artenschutzes 
BuLBundeskabinett hat den vom 

Wirt    sminister für Ernährun9. Land- 
s'7Schaft und Forsten vorgeleqten Enfcto"'an una morsten vorgelegte. 
AnriWUrf eines Ersten Gesetzes zur 

«erung des Bundesnaturschutz- 
l6j 

et2.es (BNatSchG) beschlossen. 
de jj2iel ist die vom Deutschen Bun- 
1983 9 Und vom Bundesrat Ende 
lioß 9eforderte Novellierung derje- 
der"Vorschriften, die den Schutz 
und •Kldlebenden Tlere und Pflanzen 
%n!       Lebensstätten und Lebens- 
steht   betreffen- Im Vordergrund 
*Ur y dabei der Artenschutz. Er ist 
9ere   ! Weitgehend landesrechtlich 
heji.j9®1*- Die jetzt geplante Verein- 
bes'

chung der Vorschriften über die 
nders geschützten Tier- und Pflöh*    '•-a*oviiuiticii no- uiiu 

Wend
2enarten wird die Rechtsan- 

Waity °9 für den Bür9er und d"'e Ver- 
W.9 vereinfachen und damit den 

,2ü9 verbessern. 

*VschSiChts  des  fortdauernden  Arten- 
Wer>dia Undes ist es darüber hinaus not- 
schut

9, die gesetzlichen Grundlagen zum 
*en * der wildlebenden Tiere und Pflan- 
benSrä Wle  inrer Lebensstätten  und  Le- 

^thierf 

i        -, sogenannte Biotope, auch in- 
'   2u verbessern. Der Gesetzentwurf 

Tu 
ur u. a. vor: 

uen jj ® Ur)d Pflanzen der vom Ausster- 
ben ni^

ohten Arten dürfen - soweit es 
ver 't um gezüchtete bzw. künstlich 

Exemplare   handelt   -   künftig 
ch  nicht  mehr  verkauft,  zum 
grätig gehalten, angeboten, be- 
3r zu kommerziellen Zwecken 

ür Teiu     9estellt werden. Dies gilt auch 
v°n Tieren und Pflanzen und aus 

f(S 

ihnen gewonnene Erzeugnisse, wie Pro- 
dukte aus Schildkröten. 
— Die Ein- und Ausfuhr von Tieren und 
Pflanzen der besonders geschützten Ar- 
ten ist künftig grundsätzlich genehmi- 
gungspflichtig. Bisher besteht eine Ein- 
und Ausfuhrregelung nur für Tier- und 
Pflanzenarten, die dem Washingtoner Ar- 
tenschutzübereinkommen unterliegen. 
— Besonders schwerwiegende Verstöße 
gegen artenschutzrechtliche Verbote sol- 
len künftig mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jah- 
re geahndet werden. 

— Maßnahmen, die besonders schutz- 
würdige Biotope zerstören oder beein- 
trächtigen können, sind künftig grundsätz- 
lich genehmigungspflichtig. Das gilt bei- 
spielsweise für Moore, Sümpfe, Dünen, 
Bruch-, Sumpf- und Auwälder, Wattflä- 
chen sowie natürliche Felsbildungen. Die 
Länder können diese Biotopliste noch er- 
gänzen. 

Der Gesetzentwurf bezweckt ferner die 
Durchführung wichtiger internationaler 
Übereinkommen und EG-Regelungen auf 
dem Gebiet des Artenschutzes. Zu den 
EG-Regelungen gehören insbesondere 
die Verordnung über die Anwendung des 
Washingtoner Artenschutzübereinkom- 
mens in der gesamten Gemeinschaft ab 1. 
Januar 1984 sowie die Vogelschutzrichtli- 
nie. Die Bundesregierung hat die Ober- 
sten Naturschutzbehörden der Länder 
und die betroffenen Verbände bereits in 
einem frühen Stadium beteiligt; sie ist der 
Auffassung, daß der Gesetzentwurf zu ei- 
ner deutlichen Verbesserung des Natur- 
und Artenschutzes beiträgt und zugleich 
den legitimen Nutzungsinteressen ge- 
recht wird. 
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• BRANDTS 
MOSKAUREISE 

Ein fragwürdiges 
Bekenntnis 
Zu der Moskau-Reise des SPD-Vor- 
sitzenden Willy Brandt erklärt der 
stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Vol- 
ker Rühe: Die SPD bleibt in ihrer Au- 
ßen- und Sicherheitspolitik unzuver- 
lässig und unberechenbar. Diesen 
Eindruck hat der Moskau-Besuch 
von Willy Brandt und seiner Delega- 
tion erneut bestätigt und sogar ver- 
stärkt. 
Es ist schon seltsam, daß man sich in 

Moskau hofieren lassen muß, um dann 
am  falschen  Ort  ein  fragwürdiges  Be- 
kenntnis zum westlichen Bündnis abge- 
ben zu können: Herr Brandt fordert die 
Sowjetunion zu einseitigen Schritten bei 
der Rüstungsbegrenzung auf. Egon Bahr 
wiederum hält in derselben Pressekonfe- 
renz diese Aufforderung an die Sowjets 
für „sehr riskant" und fordert dagegen die 
USA zu einseitiger Abrüstung auf. Aber 
das Naheliegende fiel keinem der beiden 
Politiker ein: Die Sowjets deutlich aufzu- 
fordern, in Genf ernsthaft und konstruktiv 
auf der Grundlage der Vereinbarungen der 
Außenminister Shultz und Gromyko vom 
8. Januar dieses Jahres zu verhandeln. 
Dieses Moskauer Doppelspiel von Brandt 
und Bahr zeigt deutlich: Die SPD-Führung 
ist nicht bereit, in Moskau unmißverständ- 
lich klar zu machen, daß die Bundesrepu- 
blik Deutschland ein Mitglied der Sicher- 
heitsgemeinschaft     der     nordamerikani- 
schen  und westeuropäischen  Demokra- 
tien ist und daß unser wichtigster Partner 
in diesem Bündnis die USA sind, die uns 
Schutz vor der Sowjetunion bieten. 

Welchen Wert hat das „Bekenntnis" zurT| 
westlichen Bündnis als den eines ÜpPen. 
bekenntnisses? Wenn dieses Bekenntni 
mehr sein soll, warum hat Willy Bran° 
dann nicht den Mut gehabt, in seiner MO 
kauer Pressekonferenz das Lebensrec 
des afghanischen Volkes deutlich in En 
nerung zu bringen? Und was nützen sei 
großen Worte über die angeblich »start^ 
Veränderungen   des   sowjetischen   De 

kens" über die Nord-Süd-Problematik 
der Tatsache, daß der Osten sich na 
wie vor strikt weigert, sich für die * 
schaftliche Unterstützung der Dritten w 
in die Pflicht nehmen zu lassen. Die Tat 

.ehe ist doch die, daß die BundesrepuD 
Deutschland allein mehr Entwicklungen 
leistet als der gesamte Ostblock zus 
men. Wo blieb da die klare Aufforder ^ 
an den Osten, hier ein vielfaches men ^ 
leisten? 

Straffe Führung des Kanzlers 
gewürdigt 
Entschiedene Unterstützung für den.hja|ir 
einer neuen Gatt-Runde noch im ?rüL\e< 
nächsten Jahres hat jetzt Bundeskan 
Helmut Kohl von der britischen H y 
rungschefin Margaret Thatcher ern.a tßn 
In einem mit „Dear Helmut" eingebt z, 
persönlichen Dankschreiben an den ^|t, 
ler für die Ausrichtung des jüngsten ft 

wirtschaftsgipfels schreibt Frau •a nicfi' 
wie „schade" es gewesen sei, daß « g5- 
alle" in Bonn versammelten Regie^ ^n 
Oberhäupter in der Lage waren, auf °' es 
„neuen Zeitpunkt zu Beginn des J rj(i 
1986 zuzusteuern". Die Premierrnin« ^ 
fügt aber hinzu, daß man trotzdem a gf)t. 
Gatt-Runde 1986 „festhalten und 
schlossen darauf hinarbeiten" muss • , 
In ihrem Schreiben an den Bundes«*^* 
hebt Frau Thatcher besonders 0' 
„straffe Führung unserer Bera^o$ 
hervor, von der entscheidende vv ^' 
auf das Ergebnis der Konsultatione 
gegangen sei. 
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BETRIEBSVERFASSUNGSGESETZ 

CDU/CSU beschließt Minderheitenschutz 
ln Betrieben und Verwaltungen 
hat i^U/csu"Bundestagsfraktion 
Schi ver9an9enen Woche be- 
Ver'??Sen> den »Gesetzentwurf zur 
in dplarkung der Minderheitenrechte 
ais ?" Betrieben und Verwaltungen" 
<Wt   ,ke,gesetz im Deutschen Bun- 
eih2

a9 einzubringen. Er besagt im 

9ese/Ung des Betriebsverfassungs- 
uas R2eS 

ÖUndetriebsverfassun9sgesetz und das 
% J.pers°nalvertretungsgesetz tragen 
chend

Mlnder"heitenschutz nicht in ausrei- 
Schrift

em Maße Rechnung. Die Wahlvor- 
«-       "> leisten einer Praxis Vorschub, 

r'^iD? die   verfassungsrechtlichen 
^eit ej'

en der Allgemeinheit und Gleich- 
| ner demokratischen Wahl verstößt: 
schUs' der Besetzung des Betriebsaus- 
^d b 

e^ sowie der weiteren Ausschüsse 
S im D Freistellungen kann die Mehr- 
^üc^:" Betriebsrat ihren Willen ohne 
aer Mi^w auf die berechtigten Interessen 
| ^'Hderheit durchsetzen. 

\uo^ den Mißbrauch des Unterschrif- 
9eber n 

r?s- dh- durch eine vom Gesetz- 
es de gewollte 1fJ0%ige Ausschöp- 
nt'ais S

|l
Vorhandenen Unterschriftenpo- 

^rKSc.a"er Arbeitnehmer, wird den ge- 
^AQJ glichen Minderheiten (CGB und 
^,sPrerhe ihrer zahlenmäßigen Stärke 
? ^äufio nde Repräsentanz im Betriebs- 
D6r G

Uf,9 verwehrt. 

Ü0r,sean!t29eber 2ieht hieraus folgende 
I D lenzen: 

^hlvOrsr^iVe Unterschriftenquorum für 
chläge   der   Arbeitnehmer   wird 

auf ein Zwanzigstel und das absolute 
Quorum auf 50 Unterschriften gesenkt. 
Außerdem wird für kleine Betriebe und 
kleine Gruppen die Mindestzahl an Unter- 
schriften von drei auf zwei verringert. 
• Neben den wahlberechtigten Arbeit- 
nehmern können auch die im Betrieb ver- 
tretenen Gewerkschaften Wahlvorschläge 
unterbreiten. Jeder Wahlvorschlag einer 
Gewerkschaft muß lediglich von zwei Be- 
auftragten unterzeichnet sein. 
• Jede Gruppe, der im Betriebsrat min- 
destens ein Drittel der Mitglieder ange- 
hört, hat ein Vorschlagsrecht für die Wahl 
des Vorsitzenden. Die weiteren Ausschuß- 
mitglieder im Betriebsausschuß — außer 
dem Vorsitzenden und dessen Stellvertre- 
ter — werden von dem Betriebsrat aus 
seiner Mitte in geheimer Wahl nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. 
Diese Grundsätze gelten auch bei der 
Entscheidung über die Freistellungen. 

Artikel 2: 
Änderung des Bundespersonal- 
Vertretungsgesetzes 
• Nach den Vorgaben des Buna >sver- 
fassungsgerichts — es hat das gesetzli- 
che Quorum des § 19 Abs. 4 und 5 für ver- 
fassungswidrig erklärt — wird das relative 
und das absolute Quorum für Wahlvor- 
schläge der Arbeitnehmer auf die Größen 
des Betriebsverfassungsgesetzes ge- 
senkt. 

• Nach dem Vorbild von zehn Landes- 
personalvertretungsgesetzen erhalten die 
in der Dienststelle vertretenen Gewerk- 
schaften ein eigenes Wahlvorschlags- 
recht, bei dem sie vom Erfordernis des 
Unterschriftenquorums befreit sind. 
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Artikel 3: 
Errichtung von Sprecherausschüssen 
für Leitende Angestellte 
Das Betriebsverfassungsgesetz 1972 hat 
darauf verzichtet, den betriebsverfas- 
sungsrechtlichen Standort der Leitenden 
Angestellten zu bestimmen. Die Bildung 
von Sprecherausschüssen oder Ge- 
sprächskreisen für Leitende Angestellte 
wurde bewußt offengehalten und der wei- 
teren Entwicklung überlassen. 
In Erfüllung des Sozialstaatsgebotes des 
Artikels 20 GG ist die gesetzliche Schaf- 
fung einer betrieblichen Infrastruktur für 
diesen Personenkreis dringend geboten. 
Die Nichteinbeziehung der Leitenden An- 
gestellten in das Betriebsverfassungsge- 
setz hat nämlich in der sozialen Wirklich- 
keit dazu geführt, daß eine Lücke im Ge- 
flecht der sozialen Schutzvorschriften zu 
Lasten der Leitenden Angestellten einge- 
treten ist. 
Mit der institutionellen Einbindung in das 
Mitbestimmungsrecht 1976 sind die Lei- 
tenden Angestellten als originäre Rechts- 
subjekte anerkannt worden. Der Gesetz- 
geber hat damals der rechtstatsächlichen 
Entwicklung in den Betrieben und Unter- 
nehmen durch die Berücksichtigung des 
Vorhandenseins dreier soziologisch ab- 
grenzbarer Arbeitnehmergruppen — Ar- 
beiter, Angestellte, Leitende Angestellte 
— Rechnung getragen. 
• Durch die gesetzliche Verankerung 
von Sprecherausschüssen soll eine 
Grundlage für die Vertretung der Grup- 
pen- und Einzelbelange der Leitenden An- 
gestellten geschaffen werden, ohne die im 
Betriebsverfassungsgesetz verankerten 
Befugnisse des Betriebsrates zu be- 
schneiden. Es wird vielmehr von einer ver- 
trauensvollen Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen, Betriebsrat und Sprecher- 
ausschuß ausgegangen. Im einzelnen ent- 
hält der Entwurf Regelungen über die Bil- 
dung, die Aufgaben und Befugnisse, die 
Größe und Amtszeit und die Wahl des 
Sprecherausschusses. 

der 

Gesetzliche 
Verankerung von 
Sprecherausschüssen 
beschlossen 
Zur Verabschiedung des „Gesetzentwurf 
fes zur Verstärkung der Minderheiten' 
rechte in den Betrieben und VerwalW' 
gen" durch die CDU/CSU-Bundestag^ 
fraktion erklärte MdB Eberhard P°n' 
mann: 
„Im Rahmen des Gesetzes zur Versta 
kung   der  Minderheitenrechte  wird   n 

- endlich auch die gesetzliche Verankerung 
von  Sprecherausschüssen  für  LeitelL. 
Angestellte geregelt. Damit erfüllt die K 
alition der Mitte das gegenüber den Fü^ 
rungskräften   abgegebene   Verspreche ^ 
eine gesetzliche Grundlage für die Ven^ 
tung der Gruppen- und Einzelbelange 
Leitenden Angestellten zu schaffen. 
Der Entwurf der Koalitionsfraktionen e 

hält  im einzelnen  Regelungen  über     , 
dung, Aufgaben, Befugnisse, Größe  ^ 
Amtszeit sowie Wahl des Sprecher» 
Schusses. Die wesentlichen Bestimm 
gen sind: ... 
• Sprecherausschüsse werden in Be   . 
ben mit in der Regel mindestens 1° 
tepden Angestellten gebildet. jfl 

• Die Wahlberechtigung  stellen je   r. 
Vertreter des Arbeitgebers, des SpreJ• 
ausschusses und des Betriebsrates 

• Der Sprecherausschuß ist durct1,^ 
Arbeitgeber über die wirtschaftliche      ^ 
und die Entwicklung des Betriebes 
Unternehmens  regelmäßig  zu  unte 
ten. der 
• Der Sprecherausschuß ist vor \ $ 
Kündigung eines Leitenden Anges 
zu hören. ,efli 
• Beabsichtigt der Arbeitgeber, mrtg 
Betriebsrat eine Betriebsvereinb^ 
oder eine vergleichbare Regelung 
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fließen, die die rechtlichen Interessen 
d
er Leitenden Angestellten berührt, hat 

J?r. Arbeitgeber  den  Sprecherausschuß 
orr>er anzuhören. 

re Besteht ein Unternehmen aus mehre- 
ch

n Betrieben, ist zusätzlich zu den Spre- 
ej Ausschüssen der einzelnen Betriebe 

Gesamtsprecherausschuß zu bilden. 

em dem sPrecherausschußgesetz wird 
sCh9l9en den Befürchtungen der Gewerk- 
^ arten kein „zweiter Betriebsrat" in den 
Von

ernehmen installiert. Es wird vielmehr 
bei» e'ner vertrauensvollen Zusammenar- 
Uncj ^wischen Unternehmen, Betriebsrat 
ilri Sprecherausschuß ausgegangen. Die 
ten R

etriebsverfassungsgesetz veranker- 
njchf^

fu9nisse des Betriebsrates werden 
nt beschnitten. 

WUrf
de

k
r verabschiedung des Gesetzent- 

gern
S hat die CDU/CSU-Fraktion deutlich 

cher
apht' daß s'e sich auch gesellschaftli- 

ch      uPPen annimmt, die zu den Min- 
pöhru'ten 'n unserem Land zählen. Die 
eine £9f kräfte sind zwar zahlenmäßig nur 
tionsf.'

eine Gruppe, aber für die Funk- 
g6 

ah|gkeit der Unternehmen und der 
be^rij en Sozialen Marktwirtschaft unent- 
Set2e^     Mit  dem Sprecherausschußge- 
der ht rf trägt der Gesetz9eber auch 
clenn ®tr,eblichen Wirklichkeit Rechnung, 
chera 

ereits beute gibt es rund 350 Spre- 
ge u    Sschüsse auf freiwilliger Grundla- 

• 

°chmude unerträglich 
S" 9

k
r°ßer Verwunderung und Befrem- 

9e0rcjn"t 
Slerte der CDU-Bundestagsab- 

?e Enuu Erich Maaß (Wilhelmshaven) 
SFiu-pJcne|dung der EKD-Synode, den 
Vr, p .amentarier Jürgen Schmude zu 
rriir UnVp

aSes zu wahlen- "A|s Christ ist es 
9^Wäh|t 

rStandlich' daß gerade Schmude 
Wurde,  nachdem er bei  seiner 

Vereidigung zum Minister für Bildung und 
Wissenschaft unter Helmut Schmidt am 
6. November 1980 neben seinem Parteige- 
nossen Ehrenberg vor dem Deutschen 
Bundestag auf die Schlußformel ,. .. so 
wahr mir Gott helfe' verzichtet hatte." 
Vor diesem Hintergrund müsse die Ent- 
scheidung der EKD-Synode mehr als frag- 
würdig erscheinen, zumal — so Maaß — 
im vergangenen Herbst dem rheinland- 
pfälzischen CDU-Politiker Albrecht Martin 
mit Hinweis auf seine politische Bindung 
ein Sitz im Rat der EKD verwehrt worden 
sei. „Man muß nach dieser Entscheidung 
fragen, ob es angehen kann, daß jemand 
dieses höchste Laienamt in der evangeli- 
schen Kirche bekleidet, der vor der deut- 
schen Öffentlichkeit und Millionen Fern- 
sehzuschauern den christlichen Eid ver- 
weigerte", betonte der CDU-Abgeordnete. 

Rückkehrende Ausländer 
können Bausparvertrag im 
Heimatland verwenden 
Die Bundesregierung hat den Entwurf ei- 
nes Gesetzes über eine Wiedereingliede- 
rungshilfe im Wohnungsbau für rückkeh- 
rende Ausländer beschlossen. Danach 
können Rückkehrer einen in der Bundes- 
republik Deutschland abgeschlossenen 
Bausparvertrag zum Bau und Erwerb von 
Wohneigentum auch im Heimatland ver- 
wenden. Mit dieser Regelung leistet die 
Bundesregierung einen wichtigen Beitrag 
zur Verbesserung der Wiedereingliede- 
rungschancen der Rückkehrer im Heimat- 
land, erklärte der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesarbeitsministe- 
rium, Wolfgang Vogt. Sie unterstütze da- 
mit auch den Wunsch der meisten Rück- 
kehrer nach Wohneigentum. Vogt beton- 
te, daß diese Maßnahme voll dem auslän- 
derpolitischen Konzept der Bundesregie- 
rung entspreche, das auf den Säulen Inte- 
gration sowie Hilfen zur Wiedereingliede- 
rung aufgebaut sei. 
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FUSSBALL 

Die Gewaltakte 
von Brüssel dürfen sich 
nicht wiederholen 

Bislang 39 Tote und über 100 zum 
Teil lebensgefährlich Verletzte sind 
die Bilanz der Ausschreitungen vor 
dem Europa-Cup-Finale Juventus 
Turin gegen FC Liverpool im Brüsse- 
ler Heysei Stadion. Millionen von 
Fernsehzuschauern, die sich auf ein 
spannendes Fußballspiel gefreut 
hatten, wurden statt dessen Augen- 
zeugen einer blutigen Schlacht. 

In die Trauer um die Opfer und das Mit- 
gefühl mit ihren Angehörigen, aber auch 

um die Niederlage, die der Sport insge- 
samt mit diesen gewalttätigen Auseinan- 
dersetzungen erlitten hat, drängen sich 
Fragen nach Schuld, Vermeidbarkeit und 
Verhinderung solcher Vorfälle. Es wäre 
verfehlt, hier vorschnell nach Schuldigen 
zu suchen. Diese Frage kann nur nach ei- 
ner sorgfältigen Auswertung der Ereignis- 
se beantwortet werden. 
Bei der Überlegung, wie künftig Gewalt 
und Panik bei großen Sportveranstaltun- 
gen vermieden werden können, sind zu- 
nächst einmal die Sportverbände gefor- 
dert. Die UEFA wird aus dem Brüsseler 
Geschehen ihre Schlüsse ziehen müssen. 

Politik und Sport haben seit Jahren mit 
Sorge die Entwicklung beobachtet, daß 
auf Zuschauerrängen die Gewaltherr- 
schaft zunimmt. Aufgestaute soziale Pro- 
bleme, die mit Sport nichts zu tun haben, 
werden abreagiert. Die bisherigen An- 
strengungen, die Gewalttätigkeit einzu- 
dämmen, müssen angesichts des blutigen 
Dramas  von   Brüssel   verstärkt   werden. 

Dies kann nicht allein Aufgabe des Staa- 
tes oder der Sportvereine sein. Die Aufg3' 
be stellt sich allen Bürgern, die mit jung^ 
Menschen zu tun haben. Der Vorsitzend 
des Bundesfachausschusses „Sport" oe 

CDU, Ferdinand Tillmann verweist in d"0' 
sem  Zusammenhang  auf den   BeschW 
der Sportminister-Konferenz vom JanU 
dieses  Jahres,   der  an   Eltern,   Lehre- 
Übungsleiter, Trainer und Betreuer apP 
liert, junge Menschen zu fairem Verhalt 
zu erziehen. Besonders gefordert sind o 
Sportvereine. Sie sollten verstärkt vor 
lern die Fanclubs für eine Mitarbeit ge*^ 
nen und durch organisatorische Maßn* 
men dafür sorgen, daß im Zuschauer 
reich Ausschreitungen vermieden werd 
Sicher  ist  auch  die  Hilfe  von  Pres j 
Rundfunk und  Fernsehen  entscheide 
bei der Erziehung zur Gewaltlosigkeit- 

Der Staat hat die Aufgabe und Verpfl'^. 
tung, mit seinen Sicherheitskräften ein 
greifen und zu handeln, damit friedlic^ 
sportlicher Wettkampf möglich ist und 
Zuschauer vor Störungen und Gewalt y 
schützt werden. Nur im Zusammen^"   ^ 
von  Erziehern, Verbänden,  Medien 
Staat können wir auf Dauer der Gewalt 
gegnen. v 

Die Tragödie von Brüssel hat auch K°' 
quenzen für Bonn. Innenminister zi,TV3iif 
mann sagte, er werde auch im Hinbhc ^ 
die Fußball-Europameisterschaft 198/ • ., 
aller Entschiedenheit darauf hinwjj e' 
daß sich solche „ungeheuren Gewatt 
auf deutschem Boden nicht wiederh 

rfiit * Zimmermann will Spitzenbeamte rn ^ 
Maßgabe zu einem EG-Fachtreffen     e 

Rom  schicken, daß eine Arbeitsg     jf 
Gegenmaßnahmen berät. Bonn dr'pgCt/ 
ein Alkoholverbot auch in ausländ"    ^ 
Stadien und auf vorbeugende sicne

h) W 
Vorkehrungen.  Bundeskanzler  Ko  ^ 
ßerte  „Entsetzen  und  Empörung     ^i- 
das Brüsseler Blutbad. Alle Veran^. 
chen müßten jetzt Konsequenzen P 
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CDU SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Gerhard Stoltenberg: Keine neuen 
f|nanzwirksamen Forderungen 
Vor lf

r Wallmann als Gastredner gab 
d   

d©m außerordentlichen Parteitag 
arti ?chleswi9-ho,«teinl8chen CDU 
Wort'Junl in Travemünde die Stich- 
9i©rt ,ür die Aussprache der Dele- 
Wjcu®n: »ln der Konzentration auf die 
dep \'?en P°,itiscnen Fragen und in 
lun händigen öffentlichen Darstel- 
f:eSf

Und Wiederholung drückt sich 
Poii'?kejt ur,d Entschlossenheit des 

"«kers aus." 

f^. dieser Stelle hakten die Diskus- 
derklatf1Sredner ein' die die weit auseinan- 
Stur^qe nde Scnere zw'schen den Lei- 
üHd jKr

n der Bundesregierung einerseits 
Öffe 

eJ" Verankerung im Bewußtsein der 
Dies tr'« 

eit andererseits kritisierten. 
partejh

ITft wohl auch die Stimmung an der 
^ bea-S'S' kennzeicnnet die Ursache für 
^rtej ?'nnende -Sprachlosigkeit" in der 
Vieier 'M.Ur die beginnende Demotivierung 
9en J-^lieder: Es genügt nicht, Leistun- 
tßlt WeMrbrin9en' sie wollen auch vermit- 
q'e Tat ' Frei nach dem Motto: Nicht 
^iderrfn. beeindrucken die Menschen, 
Z^        dle Reden über diese Taten. 
Stoltenhte Landesvorsitzender Gerhard 
KCht bßtr9 in seinem Rechenschaftsbe- 
i ute n- k : "Unser Hauptproblem ist 
ft*'Son'rt die tatsächliche Zwischenbi- 

9r(JnH n die bitweise unzureichende 
iNsive? der Politik und die ständige 

nd an      Vertretung   unseres   Kurses." 
rr: -6s Q

ahderer Stelle seiner Rede sagte 
t^en 3, }\ Gründe, über die unterschied- 
en, a 

ah'er9ebnisse kritisch zu disku- 
C^eidun °   daruber. wo wir weitere Ent- 

9er» für die wirtschaftliche  Ge- 

sundung   und   den  Arbeitsmarkt  treffen 
können.  Es gibt keinen  Grund für vor- 
schnelle Schuldzuweisungen, verbale Es- 
kalation und eine verwirrende Fülle neuer, 
finanzwirksamer Forderungen. Zur aktuel- 
len Diskussion  meinte  Gerhard Stolten- 
berg: „Wir haben am 24. Mai die größte 
Steuerentlastung in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland in einem Ge- 
setz und in zwei Stufen, 1986 und 1988, 
verabschiedet. Mit ihr ist eine nachhaltige 
Verbesserung   der   Familienbesteuerung 
und Familienförderung verbunden. Es ist 
an der Zeit, die überflüssige Debatte zu 
beenden, ob man einen statt zweier Ter- 
mine des Inkrafttretens hätte wählen kön- 
nen, oder ob die Verteilungswirkungen auf 
Bund, Länder und Gemeinden vertretbar 
sind. Die führenden Politiker der Koalition 
in Bund und Ländern sind aufgerufen, gu- 
te,   wegweisende   Entscheidungen   auch 
gemeinsam zu  vertreten,  wenn  wir  die 
Bürger überzeugen wollen." 
Ministerpräsident  Uwe  Barschel  machte 
vor dem Parteitag deutlich, daß seine Lan- 
desregierung   und   die   Landtagsfraktion 
schon vor der Halbzeit der Wahlperiode 
wesentliche   Ziele   des   Wahlprogramms 
von 1983 verwirklicht haben. Beispielhaft 
nannte er die liberale Erneuerung der Me- 
dienlandschaft durch ein Landesrundfunk- 
gesetz, das soziale Bürgerprogramm, den 
Abbau der gesellschaftlichen Benachteili- 
gung der Frauen, wichtige Akzente in der 
Strukturpolitik, das Programm zur Förde- 
rung von Kunst und Kultur und die zahlrei- 
chen Impulse zum Schutz und zur Erhal- 
tung der natürlichen Lebensgrundlagen. 
Die GRÜNEN haben laut Uwe Barschel ih- 
ren Zenit überschritten. 
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CDU SAAR 

Die Weichen für 
einen Neuanfang 
gestellt 
Werner Scherer ist der neue Mann an 
der Spitze der saarländischen CDU. 
Beim Landesparteitag in Saarbrük- 
ken wurde Scherer, der schon ein- 
mal Landesvorsitzender (1973 und 
1977) war, mit überwältigender 
Mehrheit (94,3 %) zum neuen Partei- 
chef gewählt. Er gilt als Integrations- 
figur der Saar-CDU, der der Partei 
nach der schweren Wahlniederlage 
vom 10. März neues Profil und neue 
Zuversicht geben soll. 

In einer kämpferischen Rede rief er die 
Partei zur Offensive auf. Scharfe Angriffe 

richtete der neue Parteichef der saarländi- 
schen CDU an den neuen Ministerpräsi- 
denten Lafontaine. Wenn man den ökolo- 
gischen Puder von Lafontaines „Ökoso- 
zialismus" wegpuste, entdecke man sehr 
schnell den Neo-Marxismus der 60er Jah- 
re, Scherer warf Lafontaine bei der Be- 
handlung existenzieller Fragen des Lan- 
des Fatalismus und Unvermögen vor. In 
diesem Zusammenhang erinnerte der Lan- 
desvorsitzende der CDU an das große En- 
gagement seines Amtsvorgängers Werner 
Zeyer. 
Für Werner Zeyer war es der letzte Auftritt 
als Landesvorsitzender. Er ist, so die 
Saarbrücker Zeitung, „ohne falsches Pa- 
thos verabschiedet worden. Wenn festge- 
stellt wurde, ohne den früheren Minister- 
präsidenten gäbe es Arbed Saarstahl 
nicht mehr und ohne das Unternehmen 
würde ein wirtschaftliches Chaos an der 
Saar herrschen, ist damit der Anspruch an 
seinen Nachfolger Oskar Lafontaine auf- 

gezeigt."   In  seiner Abschiedsrede wie 
Zeyer darauf hin, daß die CDU Saar trot 
der Wahlniederlage „eine in allen Glied 
rungen intakte Partei" sei. 
Zur Offensive blies der neue Vorsitzen" 
der       CDU-Landtagsfraktion,       Günt -|5 
Schwarz: „Für uns ist das Wahlergeb^ 
bei aller Enttäuschung über das Ausm 
unserer Niederlage kein Anlaß, uns an 
Klagemauer zu  stellen."   Dieses Wahl 
gebnis sei auch eine Chance zur P° 
sehen Regeneration. Kritische Worte n 
tete Schwarz nicht nur an die eigene r 
tei,  sondern  auch  an  die  BundesreQ 
rung, die ihre Erfolge zu schlecht ver« 
fe. Die FDP dürfe sich nicht auf Kos 
der Union profilieren. Der neuen spD'||[j- 
gierung an der Saar warf Schwarz VW1 

gen vor. 
Daß die saarländische CDU intakt ist, t^ 
te sich in der mehrstündigen Aussp^ 
über die Berichte. Es war der große ^ 
der Basis, die sich für ein neues Pr°fl pe- 
CDU stark machte. In vielbeachteten^, 
den forderten Delegierte wie der HoW ^ 
ger Oberbürgermeister Rainer Ulme*• f. 
ne offensive, engagierte und &uy 

freundliche Politik. ^ 
Bei den Wahlen zum Parteivorstand W ^ 
Werner Scherer mit klarer Mehrheit ^ 
Parteivorsitzenden gewählt. Für ^°n^er 
ität steht sein wiedergewählter Stella $ 
ter Albrecht Feibel, für Erneuerung ^ 
JU-Landesvorsitzende Peter Jaco&r^- 
neuen Vorstand sind fünf Frauen v- 
ten, während es bisher nur zwei W^ j5t 
Das freigestellte Betriebsratsmitg"6 / 
ebenso im neuen Vorstand vertrete\ a 
die Professorin, der Bauernpräsiden 
die Hausfrau. ßi- 
Werner Scherer sprach denn auch v ^ 
ner Öffnung der Partei nach inne  . ^ 
nach außen. So könne sich die c^e(tf 
den nächsten Wahlen als bessere A 
tive für das Saarland darstellen. p 
Eine bessere Darstellung forderte^- 
Diskussionsredner von der Bunde> $ 
rung. Vor allem die  Parteibasis 



'and [ltlsche Anmerkungen. Der rhein- 
W\/fal2ische    Ministerpräsident    Bern- 
AniaR • el nahm die Kritik an Bonn zum 

de J   Slch in einer leidenschaftlichen Re- 
bekp

Um Kurs von Bundeskanzler Kohl zu 
für nnnen- Vo9el forderte die Union auf, 
ntyjr'6 ei9ene Überzeugung zu kämpfen: 
ein   ^ndkein Wahlgewinnverein, sondern 
ch>rjstr eSinnungsvere'n- Wir sind eine 

dies 7 
Partei und haben die Absicht, 

an dp ble'ben." Scharfe Kritik übte Vogel 
am QJ[ Diffamierungskampagne der SPD 
uer ^"Generalsekretär Heiner Geißler. 
die ole/,era|sekretär sei kein Freiwild für 
sPn „t     

Hinter den üblen Angriffen der 
.1   w STPOU-Q  r^;«u*» i    . •       ... 
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der~op.!cke n'chts anderes als die Angst 

Mit 
SPD. 

CDu !Se,m Parteitag hat die saarländische 
stellt n eichen für ejnen Neuanfang ge- 
rer in 

arauf machte auch Werner Sche- 
Scn ' Se'nem Schlußwort aufmerksam. 
'hre 0

er 2ei9te sich erfreut, daß die Partei 
uncj sj

bP0siotionsrolle angenommen habe 
Sien niCht "scnmollend als verhinderte 
9r^rna?-9Spartei" darstelle- Auch pro- 
ben n     cn wurden in Saarbrücken Wei- 
SschStellt- Jetzt 9jlt es- a" die v'elen 

r*Xk >.    ApDelle und Forderungen in die 
* umzusetzen. • 

Tie^tmetall: 
Der *

tand bei Überstunden 
H ^'^eberverband Gesamtmetall in 
lÜck9ewi Auffassung der IG Metall zu- 
A 2uVi |S"n" in der Metal|industrie wür- 
PS^ vn rberstunden gemacht und ein 

°°0 A"" Verstunden könnte 70000 bis 
^ch ^

rbeitsplätze schaffen. 
% jfi Erstellung von Gesamtmetall wur- 
iNscrmT Meta|lbetrieben im Jahres- 
188s ^^ 1983/84 wie auch im Januar 
stater> norhe'ter reicnten die statistischen 
>den ^n nicht - wöchentlich 1,4 Über- 
(JK9 der 7n Beschaftigten geleistet. An- 

^rSt^dena'Jt
ahre. habe dage9en die 

s° hnrK q    te mit 4'2 Kunden drei- 
gelegen. 

ZITAT 

Börners Coup 
Wenn es um den Erhalt seiner Regierungs- 
macht geht, schreckt Holger Börner vor nichts 
zurück. Sein jüngster Coup ist das Angebot ei- 
ner Regierungsbeteiligung für die GRÜNEN, die 
teils schmollend in der Ecke sitzen, teils begie- 
rig darauf warten, daß einige der ihren zu Amt 
und Würden kommen. Die Mitgift, die der Chef 
der SPD-Minderheitsregierung seinen Wunsch- 
partnern anbietet, ist nicht knapp bemessen: 
neben einigen Staatssekretärsposten, über die 
noch verhandelt werden soll, lockt er sie mit ei- 
nem eigenen Umweltministerium, dem auch die 
Verantwortung für die Kernenergie übertragen 
werden soll. Für die Wirtschaft und die Strom- 
verbraucher ist das gerade so, als ob der Bock 
zum Gärtner gemacht wird. Denn die GRÜNEN 
wollen nicht den Ausbau der „sanften" Energie, 
die keinen Dreck in die Luft schleudert und die 
Strompreise niedrig hält, sie wollen den Aus- 
stieg aus der friedlichen Atomnutzung. 

Für die GRÜNEN ist dies allerdings eine Zwick- 
mühle, über die es bei ihrer Landesversamm- 
lung am 8. und 9. Juni viel Pro und Contra ge- 
ben wird. Denn Börner verlangt als Gegengabe 
die Zustimmung der kleinen Fraktion zu seinen 
Landeshaushalten bis 1987. Zwar sind darin ei- 
nige Bonbons für sie verpackt, aber haben sie 
erst einmal zugestimmt, dann können sie sich 
nicht mehr aus der Verantwortung mogeln und 
müssen auch unpopuläre Entscheidungen mit- 
tragen. 

Für den Fall, daß sie sein Angebot ablehnen, 
winkt Börner den GRÜNEN mit einer seiner be- 
kannten „ Dachlatten": Irgendwann sollen dann 
in Hessen vorzeitige Neuwahlen stattfinden. 
Daß die GRÜNEN diese zu fürchten haben, zei- 
gen die Wahlergebnisse im Saarland und in 
Nordrhein-Westfalen. Andersherum könnte 
auch der Ministerpräsident auf der Verliererliste 
stehen. Wird sein Angebot angenommen, dann 
hat er den GRÜNEN-Ärger im eigenen Haus. 
Bei den Hanauer Atomfabriken, dem Hauptan- 
griffsziel der Industriestürmer, stehen einige 
tausend Arbeitsplätze auf dem Spiel. 

Abendpost-Nachtausgabe, 31. Mai 1985 
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